
Wolfgang Däubler 
Mitbestimmung - ein Thema für 
Europa? 

1. Die Initiativen der Kommission 

I. Das SOc1etas-Europaea-Slatut 

Ende August 19&9 hat die EG-}<ommission dem Ministerrat vorgeschlagen, die 
Gründung von Europäischen Aktiengesellschaften LU ennöglichen '. Unternehmen 
aus mindestens 1 Mitgliedstaa.ten sollen dem vorgesehenen Verordnungstext ent
sprechend das Recht haben, eine SE (= Societas Europaea = Europäische AG) z;u 
gründen, die grundsätzlich nicht mehr dem nationalen Recht untersteht. Ihre innere 

Struktur wie ihre Handlungsfähigkeit nach außen soll sich nach der,. Verordnung 
über das StaTUt der Europäischen Aktiengesellschaft« richten . Die SE soll im Prinzip 
allen Unternehmen offenstehen, die ein Grundkapital von 100000 Ecu (d.h. ca. 
200000 DM) aufbringen können. Die Gründung kann sieh auf drei Wegen vollzie
hen: 

Zwei (oder mehr) Unternehmen aus verschiedenen Mitgliedsraa.ten schließen sich 

zu einem einheitlichen Unternehmen zusammen, das die Rechtsform einer SE 
annimmt. Der Sache nach liegt hier eine grenzüberschreitende Fusion vor'. 

- Die Aktien an den in verschiedenen Mitgliedstaaten ansässigen GrÜndungsgl.'.sdl
schalten werden auf eine Holding übenragen, die die Rechtsform einer SE 
annimmt). 

Unternehmen aus mindestens zwei Mitgliedstaaten gründen eine gemeinsame 
Tochtergesellschaft, die dem Statur der SE unrerliegt4 . Anders als in den ersten 
beiden Fällen muß es sich bei den Gründungsgesellschaften dabei nicht um AGs 
handeln. 

Die schlichte Umwandlung einer narionalen in eine europäische Gesellschaft ist 
nicht vorgesehen, doch gibt es ersichtlich kein Verbor, zunächst eine TochrergeseU

schaft in einem anderen Mitgliedstaat zu gründen und dann gemeinsam mit dieser 
einen der genannten Wege :zu beschreiten. 
Was die Organe der SE betrifft, so steht neben dem "dualiscischen« System einer 
Trennung in Vorstand und Aufsichtsrat das monistische System eines einheitlichen 
Verwaltungsrats zur Auswahl', bei dem allerdings neben geschäftsführenden auch 
nicht-geschäftsführende Mitglieder existieren müssen, deren Funktion der eines 

Aufsichtsrats nahekommt. 

, Vorschl,g für ~,ne V~rordnung (EWG) des R,,,! übt, das Stanll dd Europaischcn Akuengtsellschaft 
vom 'j.August ,,89. KOM (S,) ,68 endg. SYN "S. ABI. Nr.C .6}14' v, "8,, 

• NJher~s lJl An. '7U, de, VO-Entwurfs. 
} Niheres In Art.). /I. Jes VO-Entwurfs. 
4 Naher« In Art. H H. de", VO-Entwurfs. 
j An. 6, des VO-Entwurfs. 
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2. f1/Sbesondere: Die Beteiligung der Arbeitnehmer 

Nimmt ein Unternehmen die Rechtsform einer SE an, wcrden die nationalen Regeln 
über die Vertretung der Arbeimehmer im Aufsichtsrat oder einem vergleichbaren 
Gremium unanwendbar. Um die SE nicht zu einem billigen Mittel für die Flucht :lUS 

der Unternehmensmitbestimmung zu machen, schlägt die Kommission zusammen 
mit der Verordnung eine Richtlinie vor, die das SE-Statut hinsichtlich der Stellung 

der Arbeimehmer erganzen 5011
6

• Den Bcteiligten werden in Anlehnung an die in 
den Mitgliedstaaten vorhandenen Traditionen drei »Mitbestimmungsmoddle., an
geboten. 
Das Modell r iSI dem deurschen und dem niederländischen Recht entnommen: Die 

Arbeitnehmer sollen im Aufsichtsr:lt bzw. im Verwaltungsrat vertreten sein7• Mög
lich ist, daß sie mindestens ein Drittel und höchstens die Hälfte der Mitglieder 

wahlen. Zulässig iSI aber auch, daß alle Mitglieder im Wege der Kooptation bestellt 
werden. Dabei steht den Arbeimchmervertretem in gleicher Weise wie der Haupt
versammlung lediglich ein Widerspruchsrecht zu, d3s nur auf bestimmte Gründe 
gestüt2.t werden kann, über deren Berechtigung eine »unabhängige öffentlich
rechtliche Spruchstellc~ entscheidet. Diese zweite Variante entspricht dem nieder
ländischen Recht. 
Modell 1 beSIeht aus der Schaffung eines sog. separaten Organs, das von allen 
Arbeitnehmern der SE gewählt wird s. Es hat Informations- und Konsultations
rechte, jedoch keinerlei Entscheidungsbefugnisse. Seinen Kompetenzen nach ähnelt 
es unserem Winschaftsausschuß; es will die französisch-belgische Tradition einer 
Nichtübernahme von Verantwortung im Unternehmen fortführen. 
Modell 3 überläßt die Fesdegung der Einflußrechte der Arbeitnehmer einer Verein
barung zwischen den Leitungs- oder Verwaltungsorganen der GTÜndungsgesell
schaften und der Arbeitnehmerseitc9. Ocr EnTWurf sieht lediglich besrimmte Min

destrechte auf Konsultation vor. Kommt die Vereinbarung nicht zustande, findet 
eine subsidiäre gesetzliche Regelung nach dem Recht des Sitz-St3.ues Anwendung; 
dieses »Standardmodell« muß der am weitesten fortgeschrittenen einze!slaadichen 
Pra.."is enrsprechen und den Arbeitnehmern mindestens die im Entwurf zwingend 
vorgeschriebenen [n(ormations- und Konsultationsrechte gewährlcisten .'o 

Eine SE kann nicht gegTÜndet werden, wenn nicht eines dieser drei Modelle gewählt 
wird . Die in einem vorbereitenden Memorandum der Kommission" enthaltene 
Möglichkeit, daß die Arbeitnehmer jede Form von Beteiligung »abwählen~", ist 
nicht wieder aufgegriffen worden. Über die Wahl dcs konkreten Modells ist mil den 
Arbeitnehmerverrretern der GTÜndungsgeselischaften zu verhandeln; lassen sich 
Meinungsverschiedenheiten nicht überbrücken, liegt die Entscheidung bei den 
Unternehmensleitungen'I. 

Den Mitgliedstaaten steht das Recht zu, die Auswahl zwischen den drei Modellen 
zu begrenzen; für SEs mit Sitz auf dem eigenen Tcrricorium kann auch ein einzigcs 
Modell vcrbindlicl, gemacht werden' •. 

6 Vorschlag {ur tone Rieh,li",< d., Ra,es ~ur Erg.nzunb d"" SE,S'"UI' hlnslchllich der Stellung d~r 
Arbcllnchmcr vom 's . 8.1,89, KOM (S9) ,6S cndg. SYN >19, AßI. Nr. C 26}/6<] v. 1989. 

7 An. 4 d,l Richtlinren -Entwurfs. 
8 An.5 des Rlchtlimen-Entwurls . 
9 An.6 des Richllinlcn-Entwurk 

10 Art.6 Ab,. 8 d .. RiclHlinlen-Enrwurls. 
I I Binnenmarkt und 'ndust .. dle Zusammenarbeit - Statut (ur die europai«h. AkUCIlt.,tllsch:tI.. Memo

nndum der KommISSion on das P"l.mcnt, den IUI und die Soz.,lp.nncr vom 15.Juh 1,88, KOM 
(1988) 320 endg. 

11 Memorandum, 1.1.0. (Fn.lI), 5.10. 
13 Art. } Ab,. I des Richtlißlen-Entwurfs. 
'4 An ·3 Ab •. f des Richdimcn-Enlwu,(, . 

15 

https://doi.org/10.5771/0023-4834-1990-1-14
Generiert durch Johannes Rux, am 26.03.2020, 08:55:13.

Das Erstellen und Weitergeben von Kopien dieses PDFs ist nicht zulässig.

https://doi.org/10.5771/0023-4834-1990-1-14


[6 Mit ihrem Vorschlag träge die Kommission einer Selbstbindung Rechnung, die sie 
durch das sog. Weißbuch Binnenmarkt" cingcgangen war: Nach dessen Ziffer 137 

ist die Schaffung eines SE-Statuts vorgesehen. Dies schafft dem Vorhaben :Lugleich 
einen erheblichen Nachdruck, da das ~ Weißbuch« beim Abschluß der Einheitlichen 
Europäischen Akte ausdrücklich als Grundlage für die Herstellung des Binnen
markts anerkannt wurdc· 6

. Es wäre deshalb zu kurz gedacht, "Wollte man darauf 
verweisen, daß bereits 1970 '7 und 1975 '8 erfolglos entsprechendc Vorschläge präsen
tiCH wurden und deshalb auch heute mit kcinem Erfolg zu rechnen sei. 

J. SOllstlge Vorschl4ge 

Andere »mitbestimmungsrelevanten Vorschläge sind den.eic eher in den HirHer
grund getreten. Dies gilt etwa für den Enlwurf einer Fünflen Gesellsehafrsrechrli
ehen Richtlinie »über die Struktur der Aktiengesellschaft sowie die Befllgnisse und 
Verpflichtungcn ihrer Organe"'~, die die in den einzelnen Mirgliedstaaten vorhande
nen Regeln über die Unternehmensverfassung harmonlsiercn will. Auch sie stellt die 
drei oben skizzierten Modelle zur Auswahl'°, enthält allerdings einige nicht unwe
sentliche Modifikationen. So soll etwa die Möglichkeit bestchen, daß die Arbeitneh
mer mit Mehrheir jedes Betciligungsmodd! ablehnen, und weiter ist die Vertretung 

im Aufsichtsrat von vornherein insoweit beschr:inkt. als der Stichentscheid der 
Anteilseignerseite nicht angetastet werden darf. Auch die tariflichen Spielräume sind 
sehr viel geringer als im Vorschlag zur SE. Auf der anderen Seite kann eine "dritte 
Bank« eingerichtet werden, wo andere als Arbeitgeber- und Arbeitnchmerinteresscn 
repräsentiert sein können. 
Weithin überholt ist der Vorschlag einer Zehnlen Gesellschaftsrechtlichen Richdi
nie über die gren:t.überschreitcndc Verschmelzung von Aktiengesellschaften :" 
Würde er vcrabschiedet, hätte er nur noch für jene nicht eben häufigcn Fälle 

Bedeutung, in denen zwei Unternehmen aus zwei verschiedenen Mitgliedstaaten 
fusionieren und die fusionierte Gcsellschaft dem Recht eines Mitgliedstaates umcr
stellen wollen. Die schwierige Frage, wie in solchen Fällen die Veruerung der 

Arbeirnehmer in den Untemehmensorgancn erhalten bleiben kann", bedarf daher 
keiner Vertiefung. 

'l VolI<nJung de, Binn<nm"klS. Weißbuch d.r KommI sSIon ~n den Europaüchen R'I, KOM (8l) j 10 
cndg. - "erö{(cnolichl In d,.r Reihe » Dokumente·, d .. Komm .. ,"on der Europ'i>ehcn Gemeon,ch,fl. 
Kurzc Dlrstellung Im Bullelln der EG, Heft 6/ 1981 , S. 19 f1. 

.6 Oie Schluß,ktt zur EEA enthält ~lne Erklarung der Regl crungschds zU Art. S. EWG-Vrnrag, In der es 
heißt: ··Oie Konkrc.n1. mödHc mll An. S. den (oslen politISchen Willen zum Ausdruck bnngen, VOr 
dem .. Januar '.993 die ßeschlü<s~ zu fassen, die zur Verwirkli chung des In dloscm Artikel beschriebe
n,n Binnonmor",,'s ",forderlich " nd, und zwar msbesondere di e ß eS<hlü , se, die zur Ausführung de.< 
von der KommiS"on on dem Weißbuch ü!x-. dcn Binncnmar~t .ufsostdll'" Programms notwendig 
SInd . (WIedergegeben bOI Grnbltz, Komn,cnLlr Zum EWG-Vccrrag, Loscbbll, SI,n<l : S"plL"mbcr '989, 

S·7\)· 
17 Der VO-Enlwurf 1<1 m den h,er mleroSSLCrondcn T"il'n abgeJruck I bco von d~r G.ocbcn- VClIcr

frloonch, Europ>lsche Akl)<:ngcscllsch, (l. Bellr:lg >:ur so%"kn [nl",&,".1I01)? Bonl) 197'. S. 79 H. und bel 
N3gels-Sorgo, Indu'IrIellC Oernokr.ulc In Europ" Milb<:s lImmung und Kuntrolle In dL"r Europ,;schen 
Akllmgescllscbft, Frankfun/M.un-New Yo.k '977, $.1 t l fr. 

18 VO-.Enlwu rl. ABI. Nr. C 9)/) If. vom 7.8. '974, 10 d,n I1lfr Jnlerc<$ler.-ndL'O Teilen .,bgeJrucl« bel 
N ., gcls·Sorgc, J. ' . O . (Fn. 17). 5·>19 fl. 

'9 In der F.1Ss,mg " u m 19·Augu51 '98) , AB!. Nr.C 24012 vom 9· 9. 19S). 
10 An. 4-~1 d(·~ Entwurfs. 
11 Vorschbb e,not Z~hnl"n kid"li"," des R~lCS n.lch AfI . l4 Ab •. J Buchst. g des V,'nngcs über die 

grcnztib~rschrfllcnde Verschmelzung "on Akueng,·scll,ch.ftcn "om q.J,nua. '98j, AB). Nr. C ,)111 

vom 2\ . I. 198\. 
22 Art . • Ab, . .\ d.s Entwurfs SIcht vor, daß eIn Mil\:liedst'31 J,e Richtlinlc nlch, "" ... endcn muß. wenn die 

gn'n/übcrschrcllclld,' FUSlon dazu (ühren kOllnt~. daß ein UllIern.hm<n nlchl mehr die Vora us el~UIl
gen für die Vert.tlun g d .. Arbl"IIn chmcr In Unlernehmenso.g,n,'n c.fullt . Zu wCIlc'en formu lierung" 
vorschlägen s. die N~chwc), c bel Dlubb OB '9~S, 18\0, .81) . 
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Eine grundlegend andere Dimension besitzt demgegenüber der Entwurf emer 
Richclinie .übcr die Unterrichtung und Anhörung der Arbeitnehmer-. die üblicher
weise mit RLicksicht auf ihren Initiator Henk Vredeling. das damals für soziale 
Angelegenheiten zuständige Kommissionsmitglied. als Vredcling-Richdinie be
zeichnet wird ' }. Sie schafft weder ein neues Gesellscha(tsst~lLtt noch will sie die 

bestehenden Beteiligungsrechte nach nationalem Recht irgendwie ver~ndern: Ihr 
einziges, zentrales Anliegen besteht darin, Informations- und Konsultationsrechte 

auch auf Vorgänge zu erstrecken, die sich bei einer außerh;:tlb der eigenen Landes
grenzen angesiedelten Konzernspitze abspielen. Ein solcher &Inforrnationsdurch
griff« ist - wie nicht anders zu erwarten - auf erhebliche Widerstände gestoßen!4. 

Im folgenden soll zunächst Sinn und Erfolgsaussicht des SE-Projekts erörcen 

werden. ehe dann einige Überlegungen zu alrernativen Konzepten anzustellen sind. 

! I. Die potentiellen Effekte des SE-Statuts 

I. Erleichterung der Untcrnehmenskooperatwn 

Das Stawt der SE kommt den Unternehmen insoweit entgegcn, als sie mehr Freiheit 
bei der Gestaltung grenzüberschreitender Aktivitäten gewinnen. Auch wenn man 
die Interessenvertremng der Arbeirnehmer einmal völlig beiseite läßt, bnn es 
erwünscht sein. sich nicht mehr einem bestimmten nationalen Gesellschaftsrecht 
unterstellen zu müssen. Zwar entgehen die Beteiligten diesem nicht vollständig, da 

es als subsidiäre Ordnung immer noch anwendbar bleibt'!. doch richten sich die 
wichtigsten Fragen nach supranationalem Recht, dessen Regelungsdichte erheblich 

hinter der nationaler Aktienrechte zutiickbleibt. Weiter mag es :a.ls Vorzug empfun
den werden, Betricosstäncn in anderen Mirgliedsf<l3!en nicht mehr als Tochterge
sellschaft oder Zweigstelle betreiben zu müssen, sondern unmittelbar zum Unccr

nehmensbestandteil zu machen. Ein »Zuckerbrot- besondercr Art bietet zudem 
Art. (3) des Verordnungsentwurfs: Macht eine Betriebsstätte außerhalb des Staates, 
in dem die SE ihrcn Sitz hat. Verluste. so können diese bei der Besteuerung im 
Sitzstaat gewinnmindernd geltend gemacht werden . Der Sache nach stellt dieser sog. 
grenzübcrsehreitende Verlust2usgleich eine verkappte Senkung der KörperschaftS
steuer dar'6. Mit dem SE-Statut würden daher Konzentrationsprozesse erleichtert; 

die Flexibilität der Unternehmen bei ihrer gesellschaftsrechLlichcn Organisation 
wärc erhöht>? 

L} Vors.:hlog für eine Ric)" "",,, über di" UntclTlChwng ~nd Anhörung der Arbounehme, von Unterneh
/Tlen rn .. kompkxcr. Insbesondere transnauo""ler Struktur vom '4.0ktob.r '980, AßI. Nr. C 197/J 
_<>rn 1\.11. '980, gc;; n~o"e F>ssung ,n ABI. Nr. C "71} vom I L. S. 19&). 

14 E,nwlh'lI"n bet No\U~k. Die EWG-Rtduli",,· üb~r dir Untornchtung und Anhörung dtr Arbeltneh· 
mer (sog. VreJ .ljng-Ric htlino,·). Ho,delbf rg 1981: H.,n.u RdA '984_ tp H. ·. Lehm.nn RJA 1984 . 
160ff .. Je:ommJud/lyon-C,cn, L'inlonTIJIlOIl ct I. ~on,ult"ton des Ir,,·,illeurs d,n, I« cnlrepnsts 
INn~n::af,on:Jlc$J S:nnt .. Etl CJHlC' 198'7. 

'j V~l. An. 7 des VO-Enrwu rls . 
,6 Über die wlrlScbltlichcn Au swork 'lIlßw "'lnl luch von gewcrkschlhhchcr Seite bum n,chgedJch, -

tnhaltliche Knt lk "t )cd"nlalJs mdll erSIch tlich . 
'7 ßbnk, Gegellm.clll Im BinncmnJrk, org.nlS(er~n, Persp,ktlven gcwr rluchlhlicher S.trlebs · unJ 

Kon~crnpolj,ik. In: Stemkühlcr (Hng.), Europ. '9" lndustrlcstlndon oder sozIaler Lrben",um? 
Hambu'1l ,,89. S. 1 JO. 
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/8 2. Flucht aus der UTJternehmensmllbewmmung 

Das SE-Statut würde für die Unternehmensleitungen weiter die Möglichkeit eröH
nen, sich von einem 21s .lästigM empfundenen Beteiligungsmodell LU befreicn. Sie 
könnten sich - selbstredend nacn geOissendicher Absolvierung der vorgeschriebe
nen Verhandlungcn - für diejenige Variante entscheiden, die ihren Interessen am 
ehesten entgegenkommt. H:u ein Mitgliedstaat ein bestimmtes Modell für verbind
lich erklärt (im Klancxr: Die Bundesrepublik macht die Beteiligung der Arbeitneh
mer am Aufsichtsrat obligatorisch), so ist dies wirkungslos, wenn die fusionierte 
Gesellschaft, die Holding-Gesellschaft oder die gemeinsame Tochtergesellschaft 
ihren Sitz im Ausland har. Es wäre sogar denkbar. daß eine derartige .. restriktive" 
Gesetzgebung mit dem Argument in Frage gestellt würde, sic treibe die SEs aus dem 
Land, was erhebliche Steuerausfälle zur Folge habe. Auch wenn es dazu rucht 
kommen würde: Es bliebe auch einer bundesrepublikanischen SE unbenommen. 
ihren Siez in ein anderes Mitgliedsland zu verlegen's. 

D~s geleende Recht kennt keine vergleichbaren Möglichkeiten. Niemand verbictet 
zwar einer deutschen Gesellschafr, in :lnderen EG-Ländern Zweigstellen oder 
Tochtergesellschaften zu errichten. und dasselbe gilt für ausländische Unternehmen 
in der Bundesrepublik. Formal bleiben jedoch im letzi eren Fall alle Rechte erhalten, 
auch wenn ihre Ausübung wegen des ausländischen Enrscheidllngszencrums man

cherlei Probleme aufwirft". Erst recht bestellt keine Möglichkeit, den Sitz einer 
Gese\lschafr unter Wahrung der bisherigen Identität in einen anderen Mitgliedstaat 
zu verlegen; wie der EuGH im Daily-Mail-Fall klargestellt hat, erstreckt sich die 

nach Art. SB in Verbindung mit Art. 52 EWG-Vertrag auch den Unternehmen 
zustehende Niederlassungsfreiheit nicht auf einen solchen Fall

'
o. 

Nun liegt allerdings der Einwand nahe. kein Untcrnehmen denke ernsthaft dann; 
allein wegen eines unerwünschten Mitbestimmungsmodells das Zentrum seiner 

Aktivitäten in ein anderes Land zu verlegen. In dieser Abstraktheit isr eine solche 
Aussage sicherlich zutreffend, doch kann es Fälle geben, in denen - abgesehen von 
der Mitbestimmungsfrage - etwa gleichviel für oder gegen eine Verlegung spricht; 
hier könnten dann die arbeitsrechtlichen Präferen'l.-cn der Geschäftsleitungen durch
aus den Ausschlag geben . Doch davon ganz abgesehen: Die Sitzverlegung ist nicht 
mit der Verlegung von Produkeionsstätten identisch. Nach Art. 5 des Verordnungs
entwurfs ist Sitz der "Ort der Hauptverwaltung~ - nur diese, nicht jedoch die 
Fabrikhallen oder die Fahr;,.eugparks müßten daher nach Luxemburg oder Porrugal 
verlegr werden. Die Schwelle hierfür wird durch moderne Informations- und 
Kommllnikationstechnologien weiter gesenkt. Schon die Tatsache, daß mit einer 
solchen Aktion gedroht werden kann, verringert im übrigen die DurchsetZungs

möglichkeiten von Arbeitnehmervertretern. 
Die Kommission würde auf diese Hinweise vermutlich mit dem Argumcnc ancwor
ten, dic drei von ihr vorgeschlagenen Modelle seien gleichwertig; letztlich werde 
daher gar nicht mit einern Na<;htei! gedroht, wenn statt des Modells J das Modell 1 

oder das Modell 3 zur Anwendung kommen solle. 
Richtig ist zunächst, daß Jedes Modell zu einer effektiven Einwirkung auf Untemch-

1& Dies c'ßibt SIch mludb,. ~u, der von der KommISSIon dem An. I des VO-Entwurfs belgcg~bencn 
Begründung. folg, Im libng~n .ber schon ,us der .Ugemcmen Üb~rlegung, d~ß ,,,ner G.scllschalt 
europ:;.;"hen Recht, schwerlich -FreIzügIgkeIt" mnerh.lb der Gemem,ch.ü verwelgen werden k.nn . 

1~ Sl<hc ,I, E"remhJI die Au,lagerung Je. D.tcn\·crarbcIlung bco Opd am Au(s"hl>T,t Jer dcuLSch~n 
AG vorbei - d~'lU Cl wa Ursub SteIn ZG R 19&&, ,6, Ir. 

,0 E.uGH R1W '989, }04 H. = DB '989, .6911. Krollseh d.zu S.1ndrock-Ausrmann RIW '989, '49 H. uod 
S>l!drock lUW 1989. \01 H. Zum Untergaog Clner )umllschen r.rson bel Si,zvqrlegung ms Ausland 
SIehe Kegel. Im.mallon.le< PnvlIrecht, 6. Aufl., Mimehen 19&7, S.)6g. 

https://doi.org/10.5771/0023-4834-1990-1-14
Generiert durch Johannes Rux, am 26.03.2020, 08:55:13.

Das Erstellen und Weitergeben von Kopien dieses PDFs ist nicht zulässig.

https://doi.org/10.5771/0023-4834-1990-1-14


merenlscheidungen führen kann)l ; ein Vergleich zwischen halien, der Bundesrepu
blik und Österreich förderte insoweit erhebliche (und überraschende) Übereinstim
mungen zutage)'. Auf der anderen Seite ergab eine neuere Untersuchung der 
Europäischen Stiftung zur Verbesserung der Lebens- und Arbeitsbedingungen, daß 
die Beteiligung der Arbeimehmervertreter bei der Einfi.ihrung neuer Technologien 
in der Praxis eine sehr unterschiedliche Intensität au(weist JJ . So besitzen nach 
eigenen Aussagen in Großbritannien, Frankreich und Italien nur 5% aller Arbeit

nehmerverrrelcr eine wirkungsvolle Beteiligung an der Phnung, während dieser 
Ameil in Dänemark (4% und in der ßundesrepublik .2j% betrugJ4 . Auch in der 
Umseewngsphase ergibt sich ein Vorsprung für die Bundesrepublik und Dänemark; 
so sind etwa in der BRD "nur~ ca. r6% ,lUch in diesem Zeitpunkt noch von jeder 

Information ausgeschlossen, während sich der entsprechende Anteil in Italien auf 

40% beläuft. Ein volles Einwirkungsrecht wird dagegen von 30% der bundesrepu
blikanischen. aber nur von 14% der italienischen Interessenvenreter bejahtlI. 
Obwohl es dabei nicht allein um die Vertretung im Aufsichrsrat gehr - der 
unterschiedliche Grad von P:lnizipalion ist auf dieser Ebene gleichfalls plausibel. 
Auf formaler Ebene ausgedruckt: Das Stimmrecht eines Aufsichtsratsmitglieds läßt 
sich nicht durch das Konsult3tionsrechr eines Mitglieds des »separaten Organs« im 
Modell 2 ersetzen. Dies schon deshalb nicht. weil die re(;llive Bescheidenheit einer 
»Anhörung und Konsultation« im Rahmen einer Rechts- und Gesellschafrsordnung 
akzeptabel ist, die mangels institutionalisierter Sozialparenerschaft ein weites Streik
recht kenne Die deutliche ~ Unzufriedenhcit« eines französischen oder italienischen 
lnteresscnvertreters kann im Einzelfall mindestens genauso wirksam sein wie die 
Nein-Stimme eines Aufsichtsratsmitglieds oder die Anrufung einer Einigungsstelle 
durch den Betriebsrat l6 . Von einer Rezeption dieses »ergänzenden~ Handlungsin
strumentariums durch das Gemeinscha(tsrechr ist jedoch an keiner Stelle die Rede. 

»Anhörung und Konsulrationa sind don wirklich nur Anhörung und Konsultation . 
Auch im Modell 3 (kollektivvenTagliche Mitbestimmung) ist ersichtlich nicht an 
einc Konfliktlösung im Wege des Arbeitskampfes gedacht, tritt doch bei Nichteini
gung das subsidiäre gesetzliche Modell in Funktion. Zugespit:Lt fonnulien : Modell 2 

und Modell 5 sind »Karikaturen der Herkunftsordnungen" . aus ihrem Kontext 
herausgelöste Bestandteile einer Ordnung, die auch in ihrer vollständigen Fonn, 
jedenfalls im Bereich der Einführung neuer Technologien, weniger Einilußmäglich
keiten als die sozialpartnerschafrliehe deutsche Ordnung gewährt. Daß schließlich 
eine erzwungene Umstellung auf ein neues System der [mcrcssenvertretung langjäh
rige Anpassungsschwierigkeiten bringen wird, sei nur am Rande vermerk(. 
Die »Flucht aus der Mitbestimmung" ist unter diesen Umständen keine bloße 
abstrakte Vorstellung, sondern reale Gefahr. Sie wird aus der Sicht deutscher 

Arbeimehmer nur insofern gemildert, als die berriebliche Ebene als das Hauptfeld 
der Mitbestimmung nicht unmirrelbar llngiert istp . 

) I Rath Mi,b, '989, )46. 
)1 Runggaldicr, Kolkkuwertraghche Mi,bf«lmmung bel Arbcnsorganl'.IOon und R.Hon.,li"","ulIg, 

FnnklurtlMaJn 198}. 19' Ir 
J 1 Einb.h~nd Frohlich-Kncger WSI-Mitl. '9S?, 6'4 H. 
H Ebd .. $. 618 . 
J5 Ebd .• 5.6,8. 
}6 Wie die refen<"e Untersuchung 2.<:1&', IS( di~, on der Gegenwart .!!crding,< eher di, Ausnahme. d. die 

S,rcikbereltSch.J", ~uch In lulien, Fr.onkr"ch und Großb",.nnlen ~uri.ickgcß .. ngcn IS' - d,7u Lecher 

Mub. "S" 19 J 1(, 
37 Zu den Ausworkung.',. auf Gcsa.mtbemcbs,",u und Winsch.lu.usschuß s. unten 4 . 
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20 3. Flucht aus dem TarifSY51em? 

Die von der Kommission vorgeschlagenen Beteiligungsmodelle werfen so 'lAlhlteiche 
Fragen au ps, daß in den bisherigen Diskussionen vor und nach der Vorlage des 

Enrwurfs J9 die Auswirkungen auf das Tarifsystem kaum erönert wurden. Uorer
stellen wir den auch vom Entwurf zugrunde gdegten Normalf.1l1. daß die SE durch 
Zusammenschluß zweier in verschiedenen Mitgliedstaaten angesiedelter Unrerneh
men gegründet wird: In diesem Fall verlieren die Arbeimehmer in dem Land, das 
nicht Sitz der SE wird, ihren inländischen Arbeitgeber. Am Beispiel verdeutliche: 
Eine deutsche und eine spanische AG fusionieren zu einer SE mit Sitz in Madrid -
für die deutschen Beschäftigten tritt an die Stelle des innerstaatlichen der ausliindi
sehe Arbeitgeber, sie sind in der deutschen Zweigstelle der »spanischen« SE 

beschäftigt. Dieser .Expon des Arbeitgebers« haI in einem System von FI:i,hentari
fell erhebliche Konsequenzen. Der neue Arbeitgeber wird aller Voraussicht nach 

nicht Mitglied im deutschen Arbeitgeberverband werden und einen Beitritt auch 
nicht in Erwägung ziehen. Gegenüber einem solchen nicht t..arifgebundenen Arbeit
geber wirkt der Tarifvertrag allenfalls im Rahmen des § 3 Abs. 3 TVG~o, d. h. 

solange, bis er durch einen neuen Tarifvertrag abgelöst wird. Von da an bestellt ein 

tarifloser Zusland. 
Im Gcmeinschaftsreclu ist keine bessere Lösung vorgesehen. üb die Richtlinie des 
Rates ~zur Angleichung der Rechtsvorschriftcn der Mitgliedstaaren über die Wah
rung von Ansprüchen der Arbeitnehmer beim Übergang von Unrernehmen, Betrie
ben oder Betriebsteilen«j) überhaupt anwendbar ist. erscheint zweifelhaft; zwar 

bezieht Art. t Ahs. I der Richtlinie ausdrücklich die Verschmelzung ein, doch 

verweist der Entwurf des SE-SUlUts anders als der Entwurf der Zehnten Richtlinie" 
an keiner Stelle auf diese Vorschriften. Wendet man sie gleichwohl an, so gilt der 
Tarifvertrag nach Art. 3 Abs.2. der Richtlinie nur bis zu seiner Kündigung oder 

seinem Ablauf weiter. 
Die im Sitzstaat abgeschlossenen Tarifvenräge binden zwar vermutlich auch die SE, 

doch beschränken sie sich üblichcrweise auf die dort tätigen Belegschaften - ganz 
abgesehen davon, daß in einem spanischen oder einem französischen Tarifverrrag 
nicht nOlwendigerweise diejenigen Dinge angesprochen und geregelt sind, die bisher 
im deutschen Tarifvertrag gestanden haben. 
Wie kann diese Lücke geschlossen werden? Weigert sich die im Ausland ansässige 
SE, dem zustandigcn deutschen Arbeitgeberverband beizutreten. so bleibt nur ein 
Firmentarif. Die dahin führenden Verhandlungen »über die Grenze« liegen jedoch 
in keiner Weise innerhalb des Rahmens der überkommenen Systeme industrieller 
Beziehungen·l): Weder sind die Gewerkschaften von ihrer eigenen Infrastruktur her 

)8 Neben den oben ,bgeh,nddteo ISI belSplc!.w<I'" ,uf dos w.hlvcrlahreo zu "~rw,,st·n. d .. In d"r 
vorges~hhl;en<o rorm schwerlich funktlonle,," kmn. Auf J~r "lnen Seile WIrd durch Art. 7 des 
Richtlinien-Entwurf, die unmtttdbJre Wahl unler .'UIgtm,-s,ener Bcriid<>lChugung der versch,r-dmfn 
BfsC"hlftlgleogruppen ve,hngr., >uf der .. nd"cn S"," sollen die Milglied''''le" liber di. Mod,lil;ite.n 
der W:!hl entscheld,·n - wos geseh",I", wenn rn da eInen ZWl"Jgnlt<:leriassung Mehrh<1t$wlhl. In der 
;Uld,rcn V"h.hßl,wahl gilt und die Bcsl'h;,fllgt~n Ihrrr Z,hl n.eh nur Anrecht .uf .,nen S[(2 Im 
Arbellnchme'1~r<mJum habcn? Wichtiger 'St die I'roge. w,e w ... die Regelungsmäglichkellcn Im Modell 
> gehen oder wer .h I\rbe"nehmcTVt·rt,ctcr bel der Modellw.hl zu beteiligen 1St. Wü,de J", St,.u. 
verabsch,edel, es hälle gUIe AUSSIchten, >u ,Inern ßeschlfogungsprogr.mm (ur Ju,""<o zu ",,",den. 

39 S. clW:l Kolvcnbach Dß 1988, ,8)7 und I)B 19&9. '957 «>,,"Ie Kästler Mub. '988, 6.)1 H., Jeweils 
m.w.N. 

40 Zu den einzelnen bllcn des § J Abs. J TVG slthe Hdgemel~r·Kcmpl·n·Z,d1<n·'Zlhus, lVG, Kom-
menU' für die PraxIs. ~. Au(!. Koln '990. § J Rn. '9 fl. 

4' Ri~htl;mc 77/,S7/EW(;, AB!. Nr. L Oll", vom 5·j· '977. 
4. S. oben Fn. !I, An. I Ab.· 4· 
4J W.lz, Multln.[(oMle Unlernehmt·n und Intanauon,lc, T.ri(vcrtl"7lg. r'i"f "b'J[skolhs,onsr~chtlich~ 

Untersuchung, B,dcn-ß.,den 19S,. s. IJof!. 
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zu solchen Verhandlungen gerüstet noch sind Arbeitgeber in der Regel be(eit, direkt 
mit ausländischen Gewerkschaften zu verhandeln. Würde etwa ein deutsches Mc
talluncemehmen bei der Gründung einer SE von einem französischen »geschluckt«, 

müßrc die TG Metall einen Tarifvertrag mit der dortigen Zentrale schließen. 
Umgekehn sähe sich beispielsweise eine BAST- SE gezwungen, für ihre französische 
Zweigstelle Tarifverträge mit den wicluigsten französischen Gewerkschaften (CGT, 
CFDT, FO) abzuschließen. Sollte dafür nur geringe Begeisterung bestehen, wäre ein 
einfacher Ausweg möglich: Man vereinbart mit der betrieblichen ]nteressenvertre

tung (1.. B. dem deutschen Betriebsrat) die grundsätzliche Anwendung der (1.. B. 
deutschen) Tarifverträge und behält sich untemehmensspezifische Sonderregelun
gen vor. Damit hätte man gen au das erreicht, was in vielen Ländern Wunsch der 
Arbeitgeberseite ist und was z. B. in Großbritannien in weitem Umfang realisiert 

wurdcH : Verhandelt wird nur noch auf betrieblicher oder auf Unternehmensebene. 
wo die Durchsecl.Ungschancen der Arbeitgeberseite die weitaus besseren sind. Was 
sich in der Bundesr:epublik selbst bisher nur in ersten Ansätzen vollzieht, könnte so 
mit Hilfe der SE auf weitere Bereiche ausgedehnt werden. Daß grenzüberschrei
tende Tarifverträge und Betriebsvereinb2rungen zudem noch zahlreiche ungeklärte 
Rechtsfragen aufwerfenH , wirkt in erster: Linie zu Lasten der Arbeitnehmerseite, die 
auf eine Absicherung ihrer Position angewiesen ist. 

4. FIS/cht fitiS sonsttgem Arbel/srechl 

Die Gründung einer SE im Wege der grenzüberschreitenden Fusion kann weiter zur 
Folge haben, daß institutionalisieree ArbeienehmervertreLUngen auf Unternehmens 
ebene in Wegfall kommen . Dies betrifft insbes. den deutschen Gcsamrbctriebsrat 

und den deutschen Winschaftsausschuß, daneben aber auch das franz.ösische Co

mil(: central d'entreprise sowie das nur auf kollektivvemaglicher Grundbge mögli
che spanische -Comite inrerccntro«46

• ]n :lllen Fällen ist zweifelhaft, ob angesichts 
des ausländischen Sitzes des Arbeitgebers SE überhaupt noch von einem »Unter
nehmen. die Rede sein kann, in bezug auf das die beschriebenen Organe gebildet 
werden . Die deutsche und die französische Rechtsprechung h~ben sich mit diesem 
Problem auseinandergeselzt, ohne zu einer völlig befriedigenden Lösung zu gelan

gen. 
Nach Auffassung des BAG findet das BetrVG auf alle in der Bundesrepublik 
gelegenen Betriebe Anwendung. Betriebsräte als .. Grundeinheit . müssen daher auch 
dann gewählt werden, wenn sich der Sitz des Unternehmens im Ausland befindcr<7; 

insofern ist eine Rechtsnucht ausgeschlossen. Dem Schulzzweck des 8etrVG ent
sprechend gilt dies grundsätzlich auch für Gesamrbetriebsrat und Wirtschafesaus
schuß, wenn im Bundesgebiet mehrere Betriebe eines ausländischen Unternehmens 
existieren und die sonstigen Vorausserz.ungen für die Bildung dieser Gremien (beim 
WirtschaftS3usschuß: Beschäftigung von mindestens 100 Arbeitnehmern) erfüllT 
sind.~3 Dieses - sinnvolle - Prinzip gil( jedoch nicht unter allen denkbaren Umslän-

H Nähr. dazu Leche. Mitb. ,,89. 19 j. 
45 Welche ArbtlLSrc<:hlsordnung ", aul so lche T.r'{vcrtrigc anwendbar? Rich'e' SIch die LuldSSlgkel! 

em" Arben.kampfes n.ch dem .TlriISlatut •• dem Rrchl des Arben,orts oder dem - davon ggfs. 
nbwclC:hendc.n - "rbCH .~.5 t?\U'? Ansiitzc ~ur ({":itCn Fngc bel Wah: (Fn. 4 }), $, 14 S (f .• x.ur 7_wC' uC'n bel 

Hergenrodcr, I).r ArhclIsk:lmpf mll Ausland,berührung, Berlin '987, lnsbe,. s .. H8 fl. 
46 Vgl. Art. 63 Ab •. 3 des ,p'lIIschen Arbcl'nchme,-S(J(uu. Dnu Oied. Avilcs. Derecho slndical. Quart. 

edicJon, Madnd '9&&, p . lS) . Ocul!<ch,. Übc"cLZung des 51>1u" beI D:'ubler (Hr>g.). Arbel15beZlchun· 
gen und Rech, Jn SPlnlcn. Köln 1984. S. 23' 11. 

47 So SAG DB 1978.45' = Al' Nr.'J LU [n,cm,,,on,,l .. Pnvalrcch, Arbcn"fCcht. 
48 SAG Dß '975. 45) = AI' Nr., zu S .06 SflrVG '97'. 
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2.1 den. Notwendig ist vielmehr eine gewisse organisawrische Versclbständigung des 
Unternehmens im Inland, die bei einer umfassenden Steuerung aller Arbeitsprozesse 
vom Ausland her nicht mehr vorliegen dürfte. Auch wird es vom BAG für denkbar 

gehalten. daß verschiedene. rechtlich unselbständige Niederlassungen eines auslän
dischen Unternehmens nicht als einheitliches Unternehmen nach außen hin in 
Erscheinung treten und daß aus diesem Grund kein Gesamtbetriebsrat oder kein 
Winschaftsausschuß zu bilden sind49. Insofern kommt auch diese Ebene der Inter
essenvertretung in Gdahr.l° Es beruhigt daher wenig, wenn Art . 10 des Richtlinien
cfltwurfs ll ausdrücklich bestimmt. Stellung und Aufgaben der Arbeirnehmervertre
tung in den Betrieben der SE richte sich nach dem Recht der Mitgliedstaaten. 
Die Existenz eines ausländischen Arbeitgebers kann auch verLthrensrechdiche 
Folgen haben. Bei rein innerstaatlichen Sachverhalten bestimmt sich das zust3ndige 
Arbeitsgericht bzw. die sonst zuständige gerichtliche Insunz nach den Regeln des 
nationalen Rechts. Befindet sich jedoch der Arbeitgeber in einem anderen Mitglied
staac, greife das Übereinkommen über die gerichtliche Zuständigkeit und die 
Vollslreckung gerichtlicher Entscheidungen in Zivil- und Handelssachen vom 
27.Sepccmber 19681' ein . Dieses ist - wie der EuGH entschieden hat - auch auf 
arbeitsrechtliche Streiügkeiten anwendbarD . Da die Arbeitnehmer der »geschluck
ten« Gesellschaft nur noch für eine »Zweigstelle« täcig sind. ist an sich nach An. 5 
Ziffer 5 des Übereinkommens eine gerichtliche Zuständigkeit am Ort der Zweignie
derlassung gegeben. Insoweic bleibt :wniichst alles beim alten . Wesentliche Unter
schiede ergeben sich jedoch hinsichtlich der Möglichkeit, durch Parteivereinbarung 
ein anderes Gericht für zuständig zu erklären: Art. 17 Abs. 1 des Übereinkommens 
sieht insoweic auch für arbeitsrechtliche Streitigkeiten volle Venragsfreiheir vor; 

lediglich für Versicherungs- und Abzahlungsverträge sowie für bestimmte Fälle 
ausschließlicher Zuständigkeit wie z . B. für Klagen aus Rechten an Grundstücken 
sind Ausnahmen vorgesehen. Der für das innerstaatliche Arbeitsrecht maßgebende 

Gesichtspunkt, den Arbeitnehmer vor einer Verkürzung seines Rechtsschutzes 
durch eine mehr oder weniger aufgezwungene Prorogation zu schützen, hat keine 
Anerkennung gefunden!<. Dies ist deshalb besonders zu bedauern, weil die Rechts

verfolgung vor ausländischen Gerichten noch um vieles schwieriger ist als die eines 
Passauer Bürgers, der vor ein Flensburger Gericht ziehen muß . Im Arbeitsrecht 
würde sich das zusätzliche Problem ergeben. daß die ausländischen Rechtsordnun
gen für den Durchsclmimjuristen (noch) viel weniger verfügbar sind als das 
ausländische Familien- und Erbrecht und daß gewerkschaftlicher Rechtsschutz 
nicht auf Klagen im Ausland eingestellt ist. 

Die hier skizzierte Möglichkeit. sich der (deutschen, französischen. italienischen 
usw.) Arbeitsgerichtsbarkeit zu entziehen, wäre überil"llerpretierc, würde man un
terstellen , daß die SE mit allen ihren Beschäftigten entsprechende Gerichtsstands
vereinbarungen treffen würde. Denkbar ist Derartiges jedoch dann. wenn sich der 
Arbeitgeber erwa bei einem »Srandortpoker« in einer besonders starken Sicualion 

befindet und praktisch alles durchsetzen kann. Auch gegenüber bestimmten Grup
pen von Beschäftigten wie z. B. gehobenen Angestellten, von denen man ein 

49 Nlchl vollig elndcuIIC BAG OB '97S, HJ = AI' Nr. I zu § 106 BelrVG 1971 BI. J R. 
50 [fl Fr:lillk..-elch i'CheOH die Rcchu:pfechuns tomtn ng'ldc:rlt n St:t.ndpunkt CJnzunehmcn. Vgl. Con!i-ril 

d·EIal, Dro't SOCll\ '974. 4' - Cie des wagons-li!.> . 
S lOben Fn. 6. 
j1 ABI. Nr. L '99/)Lff. vom }l.ll . 197~ (=- BGBl '97', H. 774). Zu semC' Ausdehnung lUr die sp,,,er 

bClgc" .. cncn Mitglieder s. Jayme-Kohler IPR"" 19&8, 1)4 fI. 
D EuGH NJW '98o, H,8. 
14 Krntsch dazu Birk RaA '98}. '49f1· 
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besonderes Maß an Loyalität erwartet, kann sich eine entsprechende Frage stellen. 
Auch wenn man davon einmal absieht: Schon die Tatsache, mit einem entsprechen

den Vorgehen drohen zu können, Stärkr die Position der Arbeitgeberseite. 

5. Gesamtemschi':tzung 

Der Vorschlag des Statuts einer SE erweist sich bei näherem Zusehen als giganti

scher Versuch der Dcregullerung. Ohne daß der Bestand nationaler Normen 

unmittelbar angetastet würde, wären die Unternehmen in der Lage. sich wesentli
chen Teilen des nationalen Arbeitsrechts zu entziehen. Dies gill auch für den 
Bereich der Unternehmensmitbestimmung. Für die Beschäftigten bliebe eine Art 

Rumpfarbeitsrecht übrig, das zwar noch Betriebsräte und Kündigungssehut:t:, aber 
keine Flächentarife und vielleicht auch keinen Wirtschaftsausschuß und keinen 

Gang zum Arbeitsgericht mehr kennt. Würde der Vorschlag der Kommission 
Realität und würden die dadurch geschaffenen Möglichkeiten voll ausgeschöpft. 
könnte man alle bisherigen Deregulierungsversuche getrost vergessen: Das Beschäf
tigungsförderungsgesetz wäre im Vergleich dazu von geradezu eklatanter Hannlo
sigkeitSs . 

Die Tatsache. daß alle Beschäftigten der SE in der Gemeinschaft zu einem einheitli
chen Wahlkörper zusammengefaßt werden. der die ArbeiLDehmervertreter nach den 
drei Modellen der Kommission wählt. ist dazu kein Gegengewicht: Die als solche 
sicherlich positiv zu bewertende Einheitlichkeit ist mehr oder weniger auf den 

Wahlvorgang beschränkt, da der KommissionsentwurC keinerlei Informations- oder 

RechenschaftspOichten gegenüber den W:ihlern vorsieht und da er 3ußcrdem dar3uf 
verzichtet. die Zusammenarbeit zwischen den einzelnen Vertretungen nationalen 
Rechts sowie zwischen ihnen und den Arbeitnehmervenretern bei der »SpitLe« 

irgendwie zu legalisieren s6. 

Ill. Durchsetzungschancen 

I. Reakuonen von Gewerkschaften lind Arbeitgeberverbiinden 

Die hier skizzierten Konsequenzen eines SE-Statuts müßten an sich einen lauten 
Aufschrei auf gewerkschaftlicher Seite provozieren; Großdemonstracionen in Brüs
sei und scharfe Kritik nach dem Motto .. nur über lInsere Leiche« scheinen angesagt 
zu sein. Wie man weiß. ist dies nicht der F311. Die Stellungnahme des EGBS7 wie die 

des DGB zu dem (weichin mit dem Entwurf übereinsrimmenden) Kommissionsme
morandum l7' zeichnen sich durch vorsichcig-diplomatische Zuruckhalrung aus l8. 
Die Initiative der Kommission, der SE neue Impulse zu geben. sei zu begrüßen; der 
Ausbau der Wirtsehaftsdemokratie sei nicht nur unter sozialen Gesichtspunkten, 
sondern auch wegen der Erfolgschancen der europäischen WirtSchaft auf dem 

S 5 Die (jsoli~rte) Vcrw"khchung des Entwurfs der ZehNen R.ichdi",e hme ihnli,hc Konse<JuMun (dazu 
Dauhl.r OB '9SK, 1850 ((,; Kosller Mitb. 1988. 6H)' 

S6 Ahnliehe Kn.ul, llm Enl wurf dC'r'" Fünhe-n RI~htlinie hel Wah:, ,l.~. O. (Fn. -U)I S. 8 J. 
S7 Europai«hcr Gtwcrksch~ftsbund (Vcrcmlgung d~, n'IIonrucn D~chv<rh.ndc). VOr5l1zcnde.r, Ernst 

BreII. 
S7~ Ob"o Fn. J I. 

SS Die EGB·Steilungnahme '" .,"geh~nd WIedergegeben btl Kolvl'nhach OB '989, '9S7. Sehr v,eI 
k"",cher dcmgcgcnükr Sttmkühltr, m: Der>. (Hrsg.), Europa '91, $. J7: .Es d,rf keine ·Dtregulie
rung durch R.~ChL«omlwahl, ermöglicht werden,. 
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Weltmarkt absolut notwendig. Ein europäisches Statut sei nützlich. sofern sich die 
Unternehmen dadurch nicht nationalem Recht und nationalen Tarifverträgen ent

~iehen könnten. Auch der von der Kommission gewollte Konsens mit den Arbeit

nebmcrvertrctern sei zu begrüßen, doch dürfe die Geschäftsleitung nicht die Letzt

entscheidung über die Reehrsfonn SE und das konkrete Beteiligungsmodell haben . 

Die Kritik hat in gewissem Sinne Nachsatz-Funktion; man begrüßt die guten 

Vorsätze und fügt dann bescheiden einige Punkee an, wo man sich eine bessere 
Lösung vorsedlen könnte. Die schärfste Form des Protestes scheim der demonstra

tive Seufzer zu sein. Der VerLieht auf deutlichere Worte ist einem lobbyistischen 

Politikverständnis geschuldet : Die Erklärungen sind im Grunde nicht für die 

Mitglieder. sondern für EG-Funktionäre beslimolt. die auf schonungslose Konfron

tation mit der Realität nur erstaunt bis verstört reagieren würden. Eine Aussage • 

• die Kommission betreibt Deregulierungspolitik im Interesse der G roßunterneh
men., würde nach Einschätzung der Akteure lediglich unnötige Gräben aufrei

ßen . 
Sehr viel reservierter ist demgegenüber die Reaktion des curop~ischcn Arbeitgeber

verbands UNICE ausgefallen l ? Zunächst müsse geprüft werden, ob überhaupe eine 

Chance für die Annahme eines SE-Statuts bestehe. Dieses könne im Gegensatz ~.ur 

Auffassung der Kommission nur einstimmig verabschiedet werden. Inhaltlich sei zu 
kritisieren, daß zu häufig auf subsidiär anwendbares nationales Recht verwiesen 

werde, was bei der Rechtsanwendung erhebliche Schwierigkeiten zur Folge habe. 

Die obligaeorische Arbeitnehmerbeteiligung nach einem der drei Modelle wird nicht 

akzeptiert; seatt dessen wird vorgeschlagen. die SE auf .mit~elständische " Unter

nehmen (z. B. mit bis l.U \000 Beschä.ftigten) zu beschränken , so daß keine Notwen
digkeit (ür ein gemeinscha(csrechdiches Mitbestimmungsmodell bestehe . Die steu

errechtlichen Vorschläge werden begrüßt. doch müßten sie auch auf andere Gesell

schaftsformen erstreckt werden . 

Auch diese Stellungnahme widerspricht deutlich den Erwartungen, die 3uf der Basis 

der skil.~ierten potentiellen Auswirkungen des SE-St3tutS60 zu erwarten waren. 

Kein Enthusiasmus für den neuen Deregulierungsvorsehlag. erst recht kein 

Triumpfgeheul, sondern allenfalls vorSichtige Zustimmung. Berücksichtigt man, 
daß auch hier ein lobbyistisches Politikverständnis dominiert, das scharfe Töne als 

Regelverstoß weTtet, wird die Distanz erst recht deutlich. Offensichtlich häle man 

die bisherigen rechtlichen Möglichkeiten für eine grenzuberschreitende Unterneh

mensorganis3tion (ür ausreichcnd: Da die Handlungsfähigkcir einer juristischen 

Person deutschen, englischen, französischen usw. Rechts in den anderen Mitglied

suaten völlig unbestritten ist 6
', bleibt immer die Möglichkeit zur Bildung einer 

Tochtergesellschaft oder 2.Ur Errichtung einer Zweigstelle. Damit allein l:ißt sich die 

Zurückhaltung allerdings nicht begründen - erweiterte Handlungsmöglichkeiten 

sind geradc von Unternehmerseite noch nic mit dem Argumenc :wrückgewiesen 

worden. man könne sich auch mit dem Status quo einigermaßen behelfen . 

z. Der Eingnff In die Handlullgsfreibert der Magliedstaaten 

Die Verabschiedung des SE-Statuts würde die Spielregeln nicht nur des deutschen 

Systems industrieller Beziehungen erheblich verändern: Die einzelnen Unterneh-

59 UnIon des Conlcde"IIons cle ['Indw,me Cl dn Employcurs d·Europe; die Stellul\gn.hm~ ISt WIederge
geben bel Kolv.nb.ch DB 1989, '9!7 und bezlcht <Ich glclchf,lJ, auf cl>< Memor,ndum. 

60 Obon 11. 
6, Die, 'SI ",eh der D.ily l-,.j,il -EI1ISehcldung cl .. EuGH (oben I'n.30) )«.Imbll, mnerhalb der F.G 

endgülug gekl.n. Zum .l.Igemtll1c1\ Problem der "An"kcnnung. ousländischu JUrl susch"r Personen, 
GroßleId. Intern.lIon,l ... Unlt.rllchmensrcclu. He,delbcrg '986. § 6 [; Kegel, 0. ' . O. (Fn. )0). S. )66 Ir. 
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men hätten die Möglichkeit, sich in gewissem Umfang einem konkreten nationalen 

System zu entziehen. Dies würde einen »Eingriff" in einen Bereich darstellen, der 
für die staatliche Gesellschafts- und Wirtschaftspolitik ganz zentrale Bedeutung 

hat 61
. Gegenstand und Ausmaß von Dercgulierung im Arbeitsrecht würden letzdich 

nicht mehr von den nationalen Parlamenten und Regierungen her bestimmt werden 

können. Konkret gesagt: Für die derzeitige britische Regierung und die dortigen 
Unternehmerverbände ist schon Modell 2 oder Modell 36) ein nÜberm~ß«. zum al 
wenn man bedenkt, daß ja entgegen aller englischen Tradition auch beim rarifver
tragJichen Modell eine subsidiär anwendbare Gesetzgebung mit bestimmten Min
destrechten für die Arbeitnehmer geschaffen werden muß. Auf der anderen Seite 

finden sich in der Bundesrepublik von seiten der Regierung wie von seiten der 

Arbeitgeber Bekenntnisse zur Mitbesrimmung6l, womit es schwer vereinbar wäre, 

diese in der beschriebenen Weise zur Disposition zu stellen . 
Ein derartiger Kompetenzverlust ist um so weniger in Erwägung zu ziehen, als das 
Funktionieren des Binnenmarkts nicht von der Existenz eines supranationalen 
Statuts für Hmdelsgesellsehaftcn abhängig ist. Dies zeigt schon der Vergleich mIt 
dem GcselJschafrsrecht der USA, das im Grundsatz IVeiter von den Einzelstaaten 
bestimmt wird61 . Dies bedeutet nicht, daß sich ein Binnenmarkt beliebig unter

schiedliche ~einzdstaat1ichc« Gesellschaflsrechle leisten könnte, wie nicht zuletzt 
der oft beschworene ~Ma.rseh nach Delawarc«66 zeigt, wo die geringsten Publizitäls
und Gläubigerschu(zanforderungen bestehen, Ein gewisses Maß an Homogenität ist 
unabdingbar, das in den USA durch die sog, Security-Regulations, d. h. Anlcger

schul'lOormen, sichergestellt wird67 . In der EG haben die bislang verabschiedeten 

Riehdinien nach Art. 54 Abs. 3 lit. g EWG-Vertrag6
' eine vergleiehbue Funktion. 

Inwieweir hier eine Weiterentwicklung geboten ist, soll nicht vertieft werden; feSt 
steht jedoch. daß ein SE-Statut kein Funktionserfordernis für den geplanten Binnen
markt ist. Dies gilt erst recht für einen Numerus clausus der Mitbestimmungsfor
men - vom produktivis(ischen Ansatz der Gemeinschaftsverträge her69 gibt es 
keinen Zwang zu einheitlicher Sozialpolitik oder auch nur zur Harmonisierllng 
einzelner Teile der industriellen Beziehungen. Die Situation ist insoweit anders als 
im Umwelt-, im Verbraucher-, aber auch im Arbeitsschu(zrccht, wo es um die 

Anforderungen an die Besch:tffenhcit von Produkten geht; Unterschiede dort 
könnten den freien Waren verkehr erheblich beeinträehtigen70• Sozi"lsrandards sind 

6, VgL SimiliS, J'cslschrift Kegel. Fr"nkfurl/M'Jll '977, S, '0,160. der auf der B.1SIS derselb~n Ein5chäl-
7.ung die Kompnlmißhaftl[;kcIl und m,."gclntle Dureh<e!lung von IlO-Übcrclnkommen und aIlderen 
N ormen des InternatlOnAlen Arbc,ur<..:ht< crktirL 

6} S. die Dlrslt.llung oben Il. 
64 Zur Haltun~ der ßundesv<rc'nlgu/\~ der deUl,ehen Arbell~ebervcrb:inde •. etwa die gemtln"me 

Erklärung mll <lern DG8 "ber >07. .. 1. Mind"stnormen In d., EG vom .6.7.19&9. S,uttg.r1er Zeitung 
Vom 27, 7. ,,89, S. ). Die ßundnrcglcrung hat SIch verschIedentlich zur deulschen Milbesllmmu"g 
bekanm. 

6S D:lZU .IW.' Kübler, Verrcchllich,"\g "on Unternehmen,strukturen, 10' Ocr<. (Hr5g.), Vcrn..:htlichung 
von Winsch:>ll, Arb,'" und s07.I.ler Solidant .. , Baden-B,den 19&4, S. '93, '201. 

66 S. ""tl ,1I('r Kösdcr Milb , • 988, 6)l. 
67 K übl" (Fn, 6 S), s. ~o I. 
68 Z, B. Publizui"snchllil))e. Überblick iJber die brrws In Km!t getretenen ge,dl,eh:\l,,,,,,htlichcn 

Rlehllimen bel D,ublcr. 1Il : Dlubler-Kiuner-Lorcher (Hrsg.). Intemallon,l. Arbelts- und Sozoalord
nung. Köln '990, Einlc.tung Zu Nr. 460. Die Komn1l5S1on ,clbsl nimmt dos USA-Argument zur 
KenntniS" und hih ihm nur (·!Hgcgcn. die HarrnOlllslc:rung sel :tuch In Zukunft ein erstrebenswertes Zid 
(Memor:tndum, n. ],0, (Fn , 1 t), S. !8), 

69 Dozu weller/uhren..! R<:,ch, Förderung und Schutz diffus", lnt~r<'''cn durch di,· Europ:iischen Gerne,n· 
"haf'~n, Baden-B,den )987, S. 1$ (f. 

70 Zu den :.ktuellen A,,<clnlnderse\zungen Im Arbellsschut>, ""b<Sondere um die Mas.:hmen·Ridlllime, 
die europ.well ~cltcnd< St.,ndords für cli,' 8('schaffenhe" "on M .. chmen vo,"."ht und cl"nll' erhebliche 
AUSWirkungen ,uf den 'produktbctogenen . Arbellsschut;r. h>t, S. Kali on '98,), '~H ' 
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.16 demgegenüber ein Srandortfaktor neben vielen anderen, deren Angleichung oder gar 

Homogenisierung nur auf politischem Wege möglich ist, nicht jedoch als quasi 

automatische forucht der Integration der Märktell . 

J. Ergänzende ObeYlegungen 

Daß das heute vorgeschlagene SE-Statut mit hoher Wahrscheinlichkeit nicht reali

siert wird, ergibt sich aus einer Reihe von weiteren Faktoren, die den GrundS3tzein

wand »Wahrung nationaler Souver~nität~ noch ein Stück wirkungsvoller zur Gel

rung kommen lassen. Das SE-Statut ist seiner äußeren Erscheinungsform nach ein 

~medicnresistentes« sprödes Paragraphenwcrk7l , für das sich nicht einmal Juristen 

oder Parlamentarier begeistern können]}. Die Initiative kommt außerdem in einem 

Augenblick, in dem sich in zahlreichen Gewerkschaften ein Umdenkungsprozeß in 

bezug auf die ~Mitbestimmung .. in der Wirtschaft volh-.icht; für viele bestünde also 

das Risiko, daß ihnen ein fremdes (oder noch nicht akzeptiertes) Modell aufgedrängt 

würde'. Hinzu kommt eine geradezu altväterliche Unternehmenskonzeption, die 

nur Arbeitnehmer- und Arbeitgebervertreter kennt, aber keinerlei Repräsemanz 

von Allgemein-, insbesondere von Umweltinteressen vorsiehc7!. Würde ein Mit

gliedstaat für die seinem eigenen Recht unterliegenden Unternehmen Entsprechen

des vorschreiben, könnte dies unschwer mic Hilfe der Rechtsform der SE unterlau

fen werden - auch dies eine ßescätigung der TIlcse, daß eine solche Form von 

Supranauonalirät nicht akzeptabel sein kann. Schließlich fehlt jede Verzahnung mit 

den anderen Beteiligungscbenen76 • Dies läßt nicht nur Friktionen erwarten. sondern 

erschwert auch jede Prognose über das praktische Funktionieren: Welche folgen 

ergeben sich für die verbleibenden Imeressenvcrtretungen des nationalen Rechts, 

wenn eine europäische Arbeitnehmerrepräsencanz existiert, die wegen ihrer Wahl 

durch alle Beschäftigten der SE eine eigenständige Legitimationsgrundlage besitzt? 

Was bedeutet es, daß auf der europaischen Ebene keine »Gcwerkschaftsapparate« 

existieren, die den Arbeimehmervertretem die nötige Infrastruktur für ihre Tatig

keit (einschließlich Informationen usw.) zur Verfügung stellen? Wird dies zu 

»unternehmenssyndikalistischen« Tendenzen führen oder moderner gesagt: :w neo

korporatistlschen Strukturen auf SE-Ebene? Die Stellungnahmen der Gewerkschaf

ten (und erst recht der Arbeitgeber) sind meilenweit davon entfernt, auf diese 

Fragen eine Antwort zu geben - ein Verhalten. das nur dann als vertretbar gelten 

kann, wenn man das SE-Sutut in seiner bisherigen Form als undurchsetzbare 

UtOpie wertet. 

71 Näher dazu Däublcr, Sozlal,taat EG? Die anderc DimenSIon de, ßinnenmarkte,. GÜle~loh 1989. 
S. 70 H. Vgl. >uch Lang-S.uer, Wege zu einer europäischen T"ifpoliük. In: $,e,nklihler, l.'. O. 
(Fn.>?). S. 20S: Nach dem Modell d., EWG·Vertr:tgcs 1St dir Ge, .. ltung aller ,nd~ren Lebens- und 
Po litikbcrelche der wlnschhlLchcn ]ntegrallon bIS heute ,,~~h· und unlcrgL'OrdneL 

il. So u:chcr Mi,b. '988,632. 
71 Zur S,ellungnahmc des Europäischen P,,),ments zum Memormdum der Komm>SSlon s. den Bencht In: 

H.ndclsblm v. 16.;. '989, S.4. 
74 Lecher Mitb. '988, 6,8. 
71 Zur Konupuon emer (koopuencn) drllten ßank, die eIne solche Funkuon .rnill.n könnte, ,. schon 

V,"er, D<r MilbeSllmmungsvorschlag aus der Sich, der Gewerkschaften. on: "on der Grocb.n-Vetter
Fnedrleh, •.•. O. (F n. (7), S. )9. Das P~r1.mcnt venlel" weller diese PO'Ulon. die Komm""on erwe,,1 
"ch .Is wenIg ~u{gesc.hlo,,~n. 

76 D.~u schon Nagels·Sorge,~.~. O. ( Fn. (7), S. 19011. 
77 üben Fn. \9· 
78 Kolvenb.ch OB ! 989, 1962. 
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4. "Ausweichmodelle,,? 

In der Stellungnahme der UNICE wr Sp7 wie in der juristischen Litcrawr78 ist der 
Gedanke geäußert worden. die SE auf Umemehmen zu beschränken. die nicht mehr 
als eine bestimmte 2.1hl von Arbeitnehmern besitzen. Vorbild wäre insoweit die 
Europäische wirtschaftliche Interessenvereinigung, die für Gemeinschaftsunterneh
men gedacht ist und die nichr mehr als 500 Arbeitnehmer beschäftigen darf79 . Damit 
wäre die Mitbestimmungsproblemarik entschärft, freilich nicht völlig ausgeräumt: 
Durch Gründung mehrerer Gesellschaften mjt ähnlichem Unternehmenszweck 
könnte den Schwe/!enwerten Rechnung getragen werden . Dazu kommt, daß die 
anderen Eingriffe in die Arbeitsbc:t.iehungeniO bestehen bleiben - aus gewerkschaft
licher Sicht bestehen dahe.r dieselben Bedenken. desgleichen aus der Position der 
Mitgliedstaaten. Dazu kommt ein le(ztes: Ein wie. auch immer zurechtgezimmertes 
SE-Statut kann nur auf der Basis des An. 1'> 5 EWG-Vertrag. d. h. einstimmig im 
Ministerrat verabschiedet werden. Zwar sicht der durch die Einheitliche Eu~opäi
sehe Akre eingefügte Art. looa Mehrheitsentscheidungcn vor, um durch »Anglei
chung der Rechts- und Verwaltungsvorschrifcen der Mitgliedstaaten« den Binnen
markt zu vollenden, doch geht es im vorliegenden Fall nicht um "Angleichung~ des 
nationalen Rechts, sondern um die Schaffung eines neuen, neben (oder wenn man so 
will : über) dem nationale.n Recht stehenden Instituts. Davon gan<. abgesehen. sicht 
Arl. 100a Abs. l EWG~ Vertrag bei Vorschriften iiber .. Rechte und Interessen der 
Arbeitnehmer~ ausdriicklidl das Einstimmigkeitsprinzip vor. Angesichts des zu 
erwartenden englischen Widerstands hat deshalb die Kommission die Arbeitneh
merbeteiligung aus der Verordnung über das SE-Statut herausgenommen und eine 
separate Richtlinie vorgeschlagen!', die auf Art. 54 Abs. 3 lit. g EWG-Vertrag ge
StütZt wird. Dort ist eine Harmonisierung des Gesellschaftsrechts "im Interesse der 
Gesellschafter und Dritter« vorgesehen, was angeblich auch die Arbeitnehmcrbetei
ligung abdecken soll. Zweifelhaft is t dabei nicht nur, ob man Arbeitnehmer als 
-Gesellschafter« oder "Dritte~ qualifizieren kann s, - der Versuch einer Gesetzes
umgehung liegt so deutlich auf der Hand, daß man Verständnis dafür haben muß, 
wenn die englische Regierung mit einer Anrufung des EuGH drohte, sollte die 
Kommission auf ihrem Standpunkt beharrensI: Es gibt wenige Fälle. wo eine 
kbgende Regierung so gute Karten h~ne8l. 
Die anderen Vorschläge der Kommission - [0. Richtlinie über die grenzüberschrei
tende Fusion'l und 5. Richtlinie über die Struktur der Unternehmen 86 - haben 
ähnliche Wirkungen wie das SE -Statut und werfen vergleichbare Fragen auf. Beim 
Entwurf der 5. Richtlinie ist der Eingriff in die nationalen Handlungsmöglichkeiten 
sogar noch stärker, da nicht nllr wie bei der SE ein neues Unrernehmensmodell 
"angeboten «, sondern die Struktur der bestehenden Umernehmen verändert wird. 

79 RechlS~rundlagcn. Problemübnblick und w~"crfuhrmJ~ Literatur beI D~ublcr-K;!tn er- lorcher, 
l. a. o. (FIl. 68) unter Nr. 460ff. 

So Dazu obm 11 } und 4. 
8 \ Oben Fn. 6. 
&1 Ablehnend .,\Va R..?ndel •. hoier. In: Grab"z. 3.,.0. (Fn . ,6). An. 54. Rn. }6. Au,h h.er "dh Slch.m 

ubrogen das Problem. J:tß '"S mehl um H,rmono51erullg und Koordinlerung, sondem um die Sch,ffung 
"'On etw3.S NL'uem gehl , 

8} Mi.geteih bel Kolvenb3ch OB '989. 196,. 
S~ Ergi nzend Ilß. stch noch d,r"ur verwc •• en. d,ß d;< EWIV-Vcrordnung v. >1.7.1981 (ABI. Nr. l \99/ 

I) luwrucklich 3uf An. l J 5 und fl.ch, etwa ,uf An. S 4 Ab<.} lir. g E WG- Verlr.1g gOSlim., wurde. 
W.rum soll fiJ r die SE mdaes gehen' 

Sr Oben Fn. 21 . 
86 Oben Fn. /9 . 
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IV. Entwicklung konstruktiver Alternati.ven? 

J. Supranationale Gesetzgebu'lg? 

Ist »Mitbestimmung" in allen ihren Formen nach dem Gesagten kein Thema für die 
EG? In der Tat wird man nicht erwarten können, daß die EG in den nächsten Jahren 
einen relevanten Beierag zur Verbesserung der (nteresscnvenretung der Arbeitneh
mer liefern wird. Die Hindernisse, die die Realisierungschancen des durchaus im 
Trend der (Deregulierungs- )Zeit liegenden SE-Statuts gegen Null gehen lassen, 

geleen hier noch sehr viel stärker : Nationale Regierungen werden erst rccht nicht 
bereit sein, sich von Europa hcr eine Stärkung ihrer Gewerkschaften aufoktroyieren 
zu lassen. Eine »lcgislnione di sostegnon, wie sie bisweilen gefordert wird!7, ise auf 
absehbare Zeit illusionär. Das schließt es nicht aus, gleichwohl Konzepte zu 
entwickeln, wie ein -soziales Europa« in diesem Feld beschaffen sein kÖnmcss. Hier 
weis! die Vredeling-Richdinie den richeigen Weg, da es ihr nicht um Harmonisie
rung der gewachsenen nationalen Strukturen, sondern um die Erganzung durch 
erweitene Informationsmöglichkeiten geht!9. Entscheidende Legilimationsgrund
lage ise der Gedanke der Winschaftsdemokratie'o: Das seit vielen Jahrzehnten 
intern:uional organisierte und international agierende Kapital soll wenigseens einem 
gewissen Arbeitnehmereinfluß gcMfnCl werden, der über die Staatsgrenzen hinweg 
gebündelt werden muß, um wirksam zur Geltung zu kommen9'. Ihrer Struktur nach 
mag sich die EG in ihrer heutigen Verfassung dazu genausowenig eignen wic 
beispielsweise das Deutsche Reich \'on 1871 - wenn man überhaupt auf der Ebene 
kontrollieren und beeinflussen will, wo die Vnternehmerentscheidungen fallen, 
bleibt nichts Anderes als d~s vorhandene supranation2le lnstrumentarium weiterzu
entwickeln und entsprechend genUlzt werden. Von wesentlicher Bedeutung wäre 
hierfür die Einführung eines wirklichen Parlamentarismus; ein Stcuerungszenuum, 

das sich allc 5 Jahre der Wahl stellen muß, wird gerade Arbcitnehmerinteressen 
gegenüber eher aufgeschlossen sein als cine gegenüber der Öffentlichkeit weithin 
abgesehonere Bürokratie . Ein langer Atem wird allerdings notwendig sein. 

2 . Selbsthilfe 

Nicht anders als im nationalen Bereich sind die Beteiligten gezwungen, dort, wo der 
Gesetzgeber versagt, sich sclbst zu helfen. Dies gilt im "großen« supranaeionalen 
Bercich nicht weniger als in der .. kleinen« Weh der französischen Textil - oder der 

deutschen Vhrenindustric. Der durch die Einheitliche Europäische Akte eingefügte 
Arr. , /8b EWG- Vertrag macht insoweit die Türe ein Stück auf: Der »soziale 
Dialog. ;Lwischen den sozialen Gegenspielern bnn, wenn diese es für wünschens

wen halten, »"lU vertraglichen Beziehungen fi.ihren«. Ware es deshalb nicht möglich, 
entsprechend einem Vorschlag der IG-Mctall in einzelnen Umernehmen europiii

sche Winschaftsausschüsse einzurichten, die mit der Konzernleitung verhandeln 
und sich mit den n2tionalen IntCreSSCllvertreLUngen rückkoppeln könnten ?9' 

87 Vgl. etwa Trenton, Europ" Im Programm du CGll. on : St<mkühlcr, • . o. O. (['n. '7). S. '9~ ff. 
(,. lcglll>ztOI\. di <o$1egl\o - = Gesetzgebung, di, die H"ndluogsmöglichkcllm der Gewcrksch,ltto, 
z. ß. durcb S"IUlIlg "on Mindesl<t,nd. rds, c.-wellert). 

SB Zur Au,füll"n& Ju "m zoalcn Dinlenslon- mll Hilf, eIn" EG-Grundredu$ch.fI' s. D':uhlcr. l.~. O. 
(Fn· 7 t ) . 

89 R~th Mllh. ,,89. H8. DJZU .. 'ch JClmnllUdlLyon-C.en. 3.'. O. (Fn.14). 
90 Zu enupre.:hcnden Besch lüssen des EGB s. Bbnk. ' . l. O. (Fn. 27),5.11>. 
9 ' Zum Kontro lh,pekt s. , ehon Vcrrcr. ,.J.O. (l'n . 7\), S. J7ff. 
9' Zum MoJell der JG Me,,11 s. msbe<. Bhnk , . ,. Ü . (Fn. '7). S.,}\ IL 
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Die juristische Diskussion zu Art. I! 8b EWG-Vertrag ist deneic noch recht unenI
wickelt. Eine Reihe von FeStstellungen lassen sich gleichwohl treffen: 
- Der -soziale Dialog« bnn sich samt etwaiger vertraglicher Abmachungen auf 

unterschiedlicher Ebene abspielen. Neben Gesprächen zwischen dem EGB und 

der UNICE ist an Verhandlungen nicht nur auf Branchen-, sondern auch auf 
Unternehmensebene zu denken . Von letzterem geht auch die EG-Kommission 

aus, wenn sie in ihrem Memorandum z.ur 5(9) die Einrichtung eines europäischen 

Betriebsrats der Einigung der S02.ialpanncr überläßt: Ersichtlich ist damit nicht 
norwendig eine gemeinschafrs- oder br:mchenweite Stand.ardlösung für alle Un
ternehmen gemeint. 

- Abmachungen nach Art. 11gb EWG-Vcrtrag können sieb jedenfalls auf solche 

Gegenstände erstrecken, die mit der grenzüberschreitenden Struktur oder Ge

schäftstätigkeit von Unternehmen zusammenhängen. Nur für rein nationale 
Tatbestände fehlt eine Gemeinschaftskompetenz. und damit (wohl) auch eine 
Einwirkungsmöglichkeit der europäischen »Sozialpartner«. 
Vertragliche Regelungen n;lch An . I Isb EWG-Vertrag berreffen eine neue, bisher 
nicht geregelte Ebene der Inreressenvertretung. Schon von daher spielt es keine 
Rolle, wenn sich eine nationale Betriebsverfassung in organisatorischer Hinsicht 

zwingenden Charakter beim ißt : Es geht nicht darum, das vorhandene System 
betrieblicher Interessenvertretung in der Bundesrepublik, in Frankreich, in den 
Niederlanden usw. zu verändern. sondern es geht allein um die Schaffung einer 
neuen Struktur auf europäischer Ebene. 

Legt man dies zugrunde, so kann das, was bei Thomson-Brandt9~ und bei anderen 

Unternehmen bereits Praxis is(9), verallgemeinert werden. Die vertragliche Einset
zung eines europäischen WirtschafLSausschusses mit I nformations- und Konsulta
tionsrecluen kann sich immer dann auf Art. J I Sb EWG- Vertrag stützen, wenn das 
Unternehmen Niederlassungen in mindestens zwei EG-Mitglicdstaaten besiti'.t 96 • 

Wie kommt man zu vertraglichen Abmachungen dieser Art? Der einfachste und 
bisher fast immer beschrittene Weg ist der des Appells an das Eigenin[eresse der 

Arbeitgeberseite. Muß ihr nicht daran gelegen sein, die BeschäfLigten früh2.citig in 
Ralionalisierungsprozesse und Umscrukturierungen cin:wbeziehen und so die 
Transparenz im Unternehmen zu erhöhen ?97 Verbessere es nicht die Ak2.eptan:t 
auch ~ schmeri'.licher« Vorhaben, wenn von vornherein aufgezeigt wird, daß es 
angesichts der bestehenden R3hmenbedingungen keine günstigere Ahernauve gibt? 
üb einzelne Un!ernehmenslcirungcn so denken oder ob sie ihren Vorteil in der 

fortdauernden nauonalen Fraktionierung der Interessen vertretung sehen, bleibt 

abzuwarten . 
Wo der Appell an das Eigeninteresse des anderen versagt, hilft nur sozialer Druck. 
Er kann sich nicht über Nacht enlfalten, sondern muß langfristig vorbereicct 
werden. Die betrieblichen Interessenvertretungen müssen erkennen, daß umfassen
dere Informationen und eine Zusammenarbeit mir den Kollegen in anderen Ländern 

erhebliche Vorteile bringen; nur d.1nn isr die Forderung nach einem europäischen 

9J A . • O . (Fn . ,,). 
94 O.uu L,· Fmn' AiB 19119. J' ; J c~mm.ud/lyon-C,.n a. a. O. (Fn . '4). S. 7 f. 
91 Üb .. blick lib .. lruh"" Erfa hrungen mit vc~l.tChborcn Cr<m'.n bOI Tudyb. CnslS Si,u.,,,o" for 

Mullln3"on;t] CorporaHo n "r,Je Unoon Co uncil,. on : Spy ropoulo< (cd. ). T"J, U,llDn, In a Ch.,n~tng 
Europe, Maoslrich, '987, p . 119 ff. 

96 Zur ZuläsSlgkcll turop~ i ,chcr T.r;!vcrtdgt VOr Inkrahlrtlcn des Ar! . (,sb EWG-Vcrtrag s. W,I" 
• . ~ . O . (I 'n. 4}). 5. '" (r., ')711.: D:iubler. Das Grundrecht .,u! Mllbestll1ln1 un g, ~ . Aull .. Fra"kfurl/ 
M, m '976. S. 46. 11 .• 466 f. 

97 J<:unmaud/ Lyon-Co,·". J . >. O . (Fn . 24), S· 4· 
98 "SI. L,n~-SJucr. , . • . O. (Fn. 7')' $. H6. 
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JO Winschaftsausschuß mobilisierungsfähig. Dies setzt wiederum voraus, daß zwi
schen Italienern, Niederländern, Franzosen, Deucscnen usw. ein Vertrauensvcrhalt
nis aufgebaut wird, daß alle Beteiligten einsehen, daß das getrennte Marschieren 
nicht die beste aller Strategien isc?s. Dies wird eine gewisse Zeit in Anspruch 

nehmen, doch können spektakuläre Ereignisse wie ein nachweisbares Gegeneinan
der-Ausspielen der einzelnen Interesscn\'ertretungen9~ oder eine Kahlschlagpolitik 

der Unternehmenslcitung diesen Prozeß erheblich beschleunigen'ao. Insoweit gilt 
nichts anderes als zur Zeit der Anfänge des ArbeitSrechts: Nur auf der Basis eines 
soliden Zusammenhalts läßt sich auch gegen eioe widerstrebende Konzernleiruog 
ein Stück Wimchaftsdemokratie durchsetzen und verbindlich festschreiben. 

99 So Im 1',11 Gill~uc - d~,_u Blmk, a.~, O. (Fn. J 7), S. '} " 
100 Zu grem_übcrschre .. endeu Solid"nSl~mngsproze55en. di. b" zum Arbeltsk.1mpl r~lChtfn. 5. den 

Üb .. blic.k bei Hergenröd<r, ~. ,. O. (Fn, 4\). S, }II.. HS 11. 

https://doi.org/10.5771/0023-4834-1990-1-14
Generiert durch Johannes Rux, am 26.03.2020, 08:55:13.

Das Erstellen und Weitergeben von Kopien dieses PDFs ist nicht zulässig.

https://doi.org/10.5771/0023-4834-1990-1-14

